
42 RJ 402/64

Zugestellt
a)der Revisions=
klägerin am
lo April 1965
b) der Revisions—
beklagten am
20April 1965

I m N a m e n d e e V o l k e 5

In dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

@ e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte9

hat der 12„ Senat des Bundessozialgerichts ohne münd—

liche Verhandlung am 250 Februar 1965 unter Mitwirkung

von

Senatspräsident R a a c k

als Vorsitzendem7

Bundesrichter Dro S c h w a n k h a r t und

Bundesrichter 5 c h m i d t h a l s

als weiteren Berufsrichtern‚

Bundessozialrichter R e i m e r und

Bundessozialrichter Z 0 l l e n k o p f

als ehrenamtlichen Richtern9

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessczialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 6„ Mai

1964 aufgehoben{)

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegena
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9.5.9..9.9. s___

Gegen das Urteil des Landessczialgeriehts (LSG) Nordrhein—

Westfalen vom 6° Mai 1964, in dem die Revision nicht zu—

gelassen ist, hat die Klägerin Revision eingelegt° Sie

beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 459 März 4962

und den WidersPruchsbescheid vom 11, Septem—

ber 1962 aufzuheben und die Beklagte zu ver—

pflichten, einen neuen Bescheid zu erteilen,

mit dem ihr ab 40 November 1955 Rente gewährt

werde,.

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das LSG zurückquerweisen°

Die Klägerin rügt Verletzung des @424 des Sozialgerichts—
gesetzes — SGG —

(Unterlassung genügender Erörterung der

Streitsache), sowie des 5 402 Abs„ 2 SGG— gemeint ist.
offensichtlich @ 405 SGG — (Verletzung der Pflicht des
Gerichts, den Sacnverhalt von Amts wegen zu erforschen)°

Den Verfahrensmangel sieht die Revision darin, daß das

LSG die Vernehmung der früheren Arbeitgeberin der Kläge—

rin, Frau K1122'‚ als Zeugin unterlassen habe, obwohl die

Klägerin beantragt hatte, diese Zeugin darüber zu hören,

daß sie —-die Klägerin — bei ihr schon vom 25, März bis

540 Mai 1950 beschäftigt gewesen sei, sowie darüber, ob

und weshalb die Abführung der Sozialversicherungsbeiträge

unterblieben sei; Das Unterbleiben der Vernehmung der‘

Zeugin sei um so weniger verständlich, als die zeugin

zunächst auch geladen werden seic

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verweri‘en°
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Beide Beteiligte sind mit einer Entscheidung ohne münd-

liche Verhandlung einverstanden (5 124 Abs, 2 SGS)°

Die form— und fristgerecht eingelegte und begründete Re—

vision ist auch, obwohl das Berufungsgericht sie nicht gemäß

5 168 Abs, 1 Nr, 1 SGG zugelassen hat, statthaft, weil die

Klägerin zu Recht einen wesentlichen üangel des Verfahrens

des Berufungsgerichts gerügt hat (@ 162 Abs° 1 Nr„ 2 SGG)°

Die Rüge der Klägerin, das LSG habe den Sachverhalt un«

vollständig aufgeklärt, greift durch„ Nach 5 105 SGG ist

zwar das Gericht nicht an das Vorbringen und die Beweis—

anträge der Beteiligten gebunden, aber es hat doch den

Sachverhalt erschöpfend von Amts wegen zu erforschen; Die

Klägerin hat zwar zunächst vorgetragen, daß die frühere

Arbeitgeberin, Frau K11;:3 für die Zeit vom 280 März bis

510 Mai 1950 pflichtwidrig unterlassen habe, Beiträge zur
Sozialvcrsicherung an die Krankenkasse zu entrichten, und

beantragt, hierüber Beweis zu erhebeno Diesen Beweisantrag

hat sie aber mit Schriftsatz vom 220 November 1965 noch

dahin ergänzt, die Arbeitgeberin zu der Frage zu hören,

gb — und weshalb — die gesetzlich vorgeschriebene Abfüh—

rung der Sozialversicherungsbeiträge unterblieben seio Das

LSG, das zunächst die Zeugin zum Verhandlungstermin gela—

den, aber dann die Ladung wieder aufgehoben hat, konnte

sich zwar zunächst auf die Auskunft der Ortskrankenkasse,

auf die Einträge in der Quittungskarte Nro 2 und auf die
frühere Erklärung der Klägerin selbst stützen, daß die Ar—

beitgeberin keine Beiträge in der fraglichen Zeit entrich—

tet habeo Angesichts des in dem Schriftsatz vom 2do Novem—

ber 1965 enthaltenen Beweisantrages der Klägerin aber mußte

das LSG sich gedrängt fühlen, die von der Klägerin benannte

Zeugin darüber zu hören, ob sie etwa doch für die Klägerin

für die fragliche Zeit Beiträge entrichtet hat, vielleicht.

sogar Belege hierüber vorlegen kanno Der Umstand, daß es
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nach Lage des Falles in hohem Grade unwährscheinlich sein

mag, daß die Vernehmung der Zeugin zu neuen Feststellungen

.geführt hätte, rechtfertigt es nicht, die Vernehmung zu

unterlasseno

Die Revision ist auch begründet° Das angefochtene Urteil

beruht auf dem Verfahrensmangel° Denn hätte die Arbeit—

geberin die in ihr Wissen gestellten Tatsachen7 Beiträge

für die Zeit vom 28„ März bis 54„ Mai 1950 an die Kranken—

kasse abgeführt zu haben oder in sonstiger Heise entrich—

tet zu haben, bestätigt oder sogar’belegt9 so ist nicht

auszuschließen, daß sich das Gericht von diesem Beweis

hätte mehr überzeugen lassen als von der Auskunft der All—

gemeinen Ortskrankenkasse und dem Eintrag in die Quittun5s*

karte° Das angefochtene Urteil war daher mit den ihm zue
grunde liegenden Feststellungen aufzuheben und die Sache

war an das LSG zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

zurückz■verweisen°

Die Kostenentscheidung bleibt der den Rechtsbtreit ab-

schließenden Entscheidung vorbehalteno ' ' “
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